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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Dritten Gesetzes 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 


A. Problem 

Die Rechtsprechung zum Wohnraummietrecht ist uneinheit- 
lich. Wichtige Rechtsfragen werden oft von Gericht zu Gericht, 
von Landgerichtsbezirk zu Landgerichtsbezirk unterschiedlich 
beantwortet. Diese Rechtszersplitterung ist eine Folge des 
für Streitigkeiten aus Wohnraummietverhältnrssen eröffneten 
Rechtszugs, der beim Landgericht endet. Entscheidungen der 
Oberlandesgerichte oder des Bundesgerichtshofs, die die Ein- 
heitlichkeit der Rechtsprechung gewährleisten könnten, gibt es 
nur zur sogenannten Sozialklausel (§§ 556 a bis 556 b BGB). 

Die uneinheitliche Rechtsprechung auf dem für weite Bevölke- 
rungskreise wichtigen Rechtsgebiet des Wohnraummietrechts 
ist aus rechtsstaatlicher Sicht, insbesondere aus Gründen der 
Gleichheit vor dem Gesetz und der Rechtssicherheit, außer- 
ordentlich bedenklich. 

B. Lösung 

Eröffnung des Rechtsentscheides in Verfahren, in denen das 
Landgericht als Berufungsgericht entscheidet, für sämtliche 
bedeutsamen Rechtsfragen aus dem gesamten Recht der Wohn- 
raummietverhältnisse. 

C. Alternativen 

Eröffnung der Zulassungsrevision 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Dritten Gesetzes 
zur Änderung mietrechtiicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Rechtsentscheid in Wohnraummietsachen 

In Artikel III Abs. 1 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung mietrechtlicher Vorschriften vom 21, De- 
zember 1967 (BGBL I S. 1248) ist Satz 1 wie folgt 
zu fassen: 

„Will das Landgericht als Berufungsgericht bei der 
Entscheidung einer Rechtsfrage, die sich aus dem 
Recht der Wohnraummietverhältnisse ergibt, von 
einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs oder 
eines Oberlandesgerichts abweichen, so hat es vor- 
ab eine Entscheidung des im Rechtszug überge- 


ordneten Oberlandesgerichts über die Rechtsfrage 
(Rechtsentscheid) herbeizuführen; das gleiche gilt, 
wenn eine solche Rechtsfrage von grundsätzlicher 
Bedeutung ist und sie durch Rechtsentscheid noch 
nicht entschieden ist." 

§ 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1979 
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Begründung 


Die Rechtsprechung zum Wohnraummietrecht ist 
uneinheitlich. Wichtige Rechtsfragen werden oft 
von Gericht zu Gericht, von Landgerichtsbezirk zu 
Landgerichtsbezirk unterschiedlich beantwortet. 
Nur beispielhaft wird auf die unterschiedlichen Ent- 
scheidungen zum außergerichtlichen Mieterhöhungs- 
verlangen des Vermieters, zur Geltendmachung von 
Mietnebenkosten und zum Kündigungsgrund des 
Eigenbedarfs hingewiesen. 

Diese Rechtszersplitterung ist eine Folge des für 
Streitigkeit aus Wohnraummietverhältnissen erÖff- 
neten Rechtszugs, örtlich und sachlich zuständig ist 
grundsätzlich das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich 
der Wohnraum befindet. In der Regel ist die Zu- 
ständigkeit des Amtsgerichts sogar ausschließlich 
(vgl. §§ 23 Nr. 2 Buchstabe a GVG, 29 a ZPO). Ge- 
gen die Urteile der Amtsgerichte ist die Berufung 
zum Landgericht zulässig. Gegen die Entscheidungen 
des Landgerichts als Berufungsgericht ist ein wei- 
teres Rechtsmittel nicht gegeben. Entscheidungen 
der Oberlandesgerichte oder des Bundesgerichts- 
hofs, die die Einheitlichkeit der Rechtsprechung ge- 
währleisten könnten, gibt es nur zur sog. Sozial- 
klausel (§§ 556 a bis 556 b BGB). Will das Land- 
gericht als Berfungsgericht bei der Entscheidung 
einer Rechtsfrage, die sich aus den §§ 556 a bis 
556 c des BGB ergibt, von einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs oder eines Oberlandesgerichts 
abweichen, so hat es nach Artikel III des Dritten 
Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 
vom 21. Dezember 1967 (BGBl. I S. 1248) vorab eine 
Entscheidung des im Rechtszug übergeordneten 
Oberlandesgerichts über die Rechtsfrage herbeizu- 
führen (Rechtsentscheid). Das gleiche gilt, wenn es 
sich um eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Be- 
deutung handelt, die durch Rechtsentscheid eines 
Oberlandesgerichts oder des Bundesgerichtshofs 
noch nicht entschieden ist. 

Dem BGH ist vom OLG die Rechtsfrage zur Ent- 
scheidung vorzulegen, wenn es von einer Entschei- 
dung des BGH oder eines anderen OLG abweichen 
möchte. Diese Regelung vermag in ihrer gegenwär- 
tigen Fassung zur Einheitlichkeit der Rechtspre- 
chung nicht mehr wesentlich beizutragen. Die So- 
zialklausel, auf die der Rechtsentscheid beschränkt 
ist, hat nur noch untergeordnete praktische Bedeu- 
tung. Durch das Gesetz über den Kündigungsschutz 
für Mietverhältnisse über Wohnraum vom 25. No- 
vember 1971 (BGBl. I S. 1839) und das an seine 
Stelle getretene Zweite Gesetz über den Kündi- 
gungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnraum 
vom 18. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3603) hat sie 
ihre ursprüngliche Stellung als zentrale Vorschrift 
des Mieterschutzes verloren. Damit wurde auch der 
Rechtsentscheid entwertet 

Die uneinheitliche Rechtsprechung auf dem für 
weite Bevölkerungskreise wichtigen Rechtsgebiet 


des Wohnraummietrechts ist aus rechtsstaatlicher 
Sicht, insbesondere aus Gründen der Gleichheit 
vor dem Gesetz und der Rechtssicherheit, außer- 
ordentlich bedenklich. Sie gefährdet zudem den so- 
zialen Frieden. Es erscheint daher erforderlich, die- 
ser Entwicklung durch geeignete gesetzgeberische 
Maßnahmen entgegenzuwirken. 

Es empfiehlt sich allerdings nicht, den Rechtszug 
in Wohnraummietsachen um eine weitere, volle 
Instanz zu verlängern, etwa gegen die Berufungs- 
urteile der Landgerichte die Zulassungsrevision zu 
eröffnen, wie es die Drucksache 7/2459 generell 
unter bestimmten Voraussetzungen vorsieht. Der 
bisherige zweistufige Rechtszug vermag zwar die 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung nicht sicherzu- 
stellen, bietet andererseits aber erhebliche Vor- 
teile. Er gewährleistet ein ortsnahes, vergleichs- 
weise schnelles und kostengünstiges Verfahren. Bei 
Streitigkeiten aus Wohnraummietverhältnissen wür- 
den durch die Verlängerung des Rechtszuges um 
eine weitere volle Instanz die Verfahren spürbar 
verzögert und verteuert. Auf die Oberlandesgerichte 
und den Bundesgerichtshof käme erhebliche Mehr- 
arbeit zu. Es wird daher vorgeschlagen, für Strei- 
tigkeiten aus Wohnraummietverhältnissen den 
Rechtszug des geltenden Rechts im Grundsatz bei- 
zubehalten, zur Förderung der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung aber den bisher auf Fragen der So- 
zialklausel beschränkten Rechtsentscheid für das 
gesamte Recht der Wohnraummietverhältnisse zu er- 
öffnen. Bei dieser Lösung sind die mit der Einschal- 
tung einer weiteren Instanz notwendig verbundenen 
Nachteile am geringsten, ohne daß das angestrebte 
Ziel, die Einheitlichkeit der Rechtsprechung, gefähr- 
det würde. Darüber, ob noch eine dritte Instanz 
mit der Sache befaßt werden soll, haben nicht die 
Parteien, sondern das Berufungsgericht zu entschei- 
den. In dessen Hand bleibt auch die Sachentschei- 
dung, während das Oberlandesgericht bzw. der Bun- 
desgerichthof nicht mit dem gesamten Rechtsstreit, 
sondern nur mit der Vorentscheidung solcher 
Rechtsfragen belastet wird, die aus Gründen der 
Rechtsfortbildung oder der Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung einer obergerichtlichen oder 
höchstrichterlichen Klärung bedürfen. Mündliche 
Verhandlungen und Beweisaufnahmen finden nicht 
statt. Für die Parteien ist das Verfahren kosten- 
günstig. Gerichtskosten für das Rechtsentscheidver- 
fahren entstehen nicht, in der Regel auch keine An- 
waltskosten. 

Die Änderung des Artikels III des Dritten Miet- 
rechtsänderungsgesetzes eröffnet den Rechtsent- 
scheid in Verfahren, in denen das Landgericht als 
Berufungsgericht entscheidet, für sämtliche bedeut- 
same Rechtsfragen aus dem gesamten Recht der 
Wohnraummietverhältnisse. Der Begriff „Recht der 
Wohnraummietverhältnisse" ist umfassend zu ver- 
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stehen. Er bezeichnet alle Rechtsvorschriften, denen 
die Mietverhältnisse über Wohnraum unterliegen. 
Eine Beschränkung des Rechtsentscheids auf die Be- 
stimmungen der §§ 535 ff. BGB oder auf Regelun- 
gen, die speziell für Mietverhältnisse über Wohn- 
raum gelten, würde den Anwendungsbereich des 
Rechtsentscheids zu sehr einengen und dadurch 
das Ziel, die Rechtssicherheit auf dem Gebiet des 


Wohnraummietrechts sicherzustellen, ernsthaft ge- 
fährden. 

Im übrigen läßt der Entwurf die Regelung des Arti- 
kels III des Dritten Mietrechtsänderungsgesetzes 
unberührt. Insbesondere verbleibt es bei den Vor- 
aussetzungen, unter denen eine Rechtsfrage dem 
Cberlandesgericht oder dem Bundesgerichtshof zur 
Entscheidung vorzulegen ist. 
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